Die wichtigsten Ergebnisse der Klausur

( Vom 4. bis 6. März 2011 hatte sich die Abgeordnetenhausfraktion DIE LINKE  – gemeinsam mit Landesvorstandsmitgliedern, Berliner Mitgliedern der Bundestagsfraktion DIE LINKE sowie mit von der LINKEN gestellten Senats- und Bezirksamtsmitgliedern, Staatssekretärinnen und Staatssekretären – zu einer Klausur in Wernigerode zusammen gefunden. 
( Der Fraktionsvorsitzende Udo Wolf zog zu Beginn eine positive Bilanz der Arbeit in Regierungsverantwortung – gegen den Bundestrend, gegen die Politik der Bundesregierung und unter den Bedingungen einer immer noch massiv angespannten Haushaltslage. Neben „handfesten“ Ergebnissen (siehe WAHLKREIS-DEPESCHE 6 / 2011) hob er besonders hervor, dass DIE LINKE zu Beginn dieser Legislaturperiode viele innovative Projekte in die stadtgesellschaftliche Debatte gebracht hat, die zunächst Erstaunen und Ungläubigkeit, aber auch Hohn und Spott seitens der politischen Opposition sowie nicht weniger Medien auslösten. Inzwischen sind sie zu unumkehrbaren politischen Fakten oder zum festen Bestandteil einer ergebnisorientierten öffentlichen Zukunftsdebatte geworden. 

( So löste letztendlich DIE LINKE eine umfassende und moderne Schulstrukturreform aus, in die viele konstitutive Elemente der Gemeinschaftsschule eingeflossen und in deren Rahmen sich in jedem Bezirk (außer in Reinickendorf, wo die CDU alle diesbezüglichen Initiativen mit ihren Mehrheiten vorerst unterband) Schulen auf den Weg der Gemeinschaftsschule gemacht haben. Seit langem finden – wie es DIE LINKE 2006 versprochen hat – keine Privatisierungen von Unternehmen der öffentlichen Daseinsvorsorge mehr statt, obwohl Grüne, FDP und CDU noch 2006 / 2007 ganze Verkaufslisten aufgestellt und lautstark dafür geworben hatten. In Ruhe und Gelassenheit hatte DIE LINKE maßgeblich dazu beigetragen, dass – entgegen dem massiven Druck auch durch die eigene Bundespartei und den damaligen Vorsitzenden Oskar Lafontaine – die Bankenkrise unter strikter Einhaltung der von der Europäischen Kommission aufgestellten Regeln überwunden und die Berliner Sparkasse ihren öffentlich-rechtlichen Charakter behalten hat. Durch die unbeirrte Erfüllung dieser Bedingungen war ihrerseits die EU-Kommission gezwungen, ihre Zusagen einzuhalten und ihre massiven Angriffe auf das gesamte deutsche Sparkassenwesen einzustellen. 

( DIE LINKE hat auch eine maßgebliche Aktie daran, dass Berlin heute bundesweit Spitzenreiter auf dem Gebiet der Geschlechtergleichstellung, der Integration, der direkten Demokratie und Mitwirkung, mit dem Sozialpass, beim Wirtschaftswachstum, bei einer ökologisch orientierten Verkehrspolitik ist. Und dass heute sowohl im politischen Raum als auch in der Gesellschaft intensiv und ernsthaft über Wege zur Rekommunalisierung von ehemals privatisierten Unternehmen der öffentlichen Daseinsvorsorge diskutiert wird sowie über Strategien gegen die soziale Zersiedelung der Stadt, für bezahlbare Mieten und Nebenkosten, dass die Neuausrichtung der medizinischen Versorgungsstrukturen ganz oben auf der Agenda steht, dass Politik und Gesellschaft über ein modernes und konsequentes Berliner Klimaschutz-Gesetz beraten – all das und mehr gehört auf die linke Haben-Seite und sollte in den Wahlkampfauseinandersetzungen offensiv ins Feld geführt werden.         

( Wirtschaftssenator Harald Wolf und Landesvorsitzender Klaus Lederer entwickelten Vorschläge, um weiter hinsichtlich der Rekommunalisierung von privatisierten Unternehmen der öffentlichen Daseinsvorsorge voranzukommen. In diesem Zusammenhang wurde der Vorschlag von Klaus Lederer zur Gründung einer Berliner Wassergenossenschaft (siehe WAHLKREIS-DEPESCHE 4 / 2011) intensiv beraten. Harald Wolf problematisierte die Frage der zunehmend überhöhten Energiepreise. Er griff wissenschaftliche Prognosen auf, wonach die Zukunft der Energieversorgung nicht in einigen wenigen Megaanlagen, sondern in vielen kleinen und dezentralen Erzeugeranlagen bestehe. Um innerhalb der Kommunen die von ihnen erzeugte Energie zu den Verbrauchern zu befördern, erlangen die innerkommunalen Versorgungsnetze (im Gegensatz zu den Überlandsystemen der Übertragungsnetze) immer mehr Bedeutung, und diese gelte es zu kommunalisieren, um Einfluss auf die Preisgestaltung zu erlangen.     

( Harald Wolf und die Arbeitssenatorin Carola Bluhm thematisierten, dass trotz der neu entstandenen 120.000 neue sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätze Berlin mit einer zunehmenden Prekarisierung der Arbeit infolge der Agenda-2010-Politik zu kämpfen hat. Rund 125.000 Berlinerinnen und Berliner müssen ergänzende Hartz-IV-Leistungen beziehen, obwohl sie ein versicherungspflichtiges Einkommen durch eigene Arbeit beziehen.  

( Keine Luft – so DIE LINKE – soll an den öffentlich geförderten Beschäftigungssektor (ÖBS) gelassen werden. Der ÖBS hat ehemals Langzeiterwerbslosen neue berufliche Perspektiven durch gesellschaftlich sinnvolle Arbeit eröffnet, die den sozialen Zusammenhalt stärkt. Dass jetzt die Berliner SPD den Einsatz von Bürgerarbeit unter den Bedingungen des ÖBS blockiert, wollen sie mit der gesamten Linken nicht hinnehmen. Bürgerarbeit alleine ist prekäre Beschäftigung. Bürgerarbeit unter ÖBS-Bedingungen schafft neue tariflich, mindestens aber nach Mindestlohn bezahlte Arbeit. Carola Bluhm kündigte in diesem Zusammenhang eine neue Landesinitiative für gute Arbeit in der Pflege und eine neuerliche Initiative des Landes Berlin für die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns an.

( Intensiv diskutiert wurde die Frage bezahlbarer Mieten in Berlin. Eine von der Fraktion in Auftrag gegebene Studie unterstreicht, dass es richtig war, aus der sehr teuren Anschlussfinanzierung des sogenannten sozialen Wohnungsbaus auszusteigen. Es zeigte sich in den vergangenen Monaten aber auch, dass damit in einigen Fällen – bekannt wurde z.B. der Fanny-Hensel-Kiez – Wohnen für die Mieterinnen und Mieter unbezahlbar zu werden droht. Hier wurden Lösungsvorschläge von der Stadtentwicklungsverwaltung angemahnt.
( Zur Notwendigkeit eines neuen kommunalen Wohnungsbaus zu verträglichen Mietkonditionen wurde nachstehender Beschluss gefasst. 

Finanzierung von Wohnungsneubau mit sozial tragbaren Mieten
Steigende Bestands- und Angebotsmieten sowie steigende Nebenkosten bei gleichzeitig stagnierenden Einkommen signalisieren einen angespannten Wohnungsmarkt. Der sinkende Wohnungsleerstand bei weiterhin unvermindertem Zuzug nach Berlin führt zu einer niedrigeren Wohnraumversorgung. In einigen Stadtgebieten ist der Leerstand bereits auf einen Wert gesunken, der nahezu auf Vollvermietung verweist. Nach Wohnungsgrößen und Preisklassen ist der Wohnungsmarkt insbesondere bei kleineren Wohnungen im unteren Preissegment angespannt. 

In den vergangenen Jahren wurden im Durchschnitt rund 3.000 Wohnungen jährlich gebaut. Das konnte nicht ausreichen, um den Wohnungsmarkt zu entspannen, zumal sich der Neubau auf das Hochpreissegment konzentriert und etliche Wohnungen durch Umnutzung oder Umwandlung dem Mietwohnungsmarkt verloren gegangen sind. Deshalb setzt sich die Linksfraktion dafür ein, dass als ein Baustein einer neuen sozialen Wohnungspolitik für Berlin der Neubau von bezahlbaren Wohnungen angeregt wird. 

Der zusätzliche Neubau in einer Größenordnung von weiteren 3.000 Wohnungen soll für Haushalte mit geringem bzw. durchschnittlichem Einkommen zur Verfügung gestellt werden und einer Mietpreis- und Belegungsbindung unterliegen. Diese Wohnungen sollen überwiegend von den sechs städtischen Wohnungsbaugesellschaften, aber auch von Genossenschaften, Baugruppen und privaten Investoren errichtet werden. 

Die sechs städtischen Wohnungsbaugesellschaften sollen in die Lage versetzt werden, den kommunalen Wohnungsbestand wieder erkennbar auszuweiten. Hier kommen sowohl Zukäufe als auch der Neubau von Wohnungen in Frage. Angesichts der hohen Erwartungen, die wir an die städtischen Wohnungsbaugesellschaften haben, ist von der derzeitigen Renditeerwartung abzusehen. Die Renditen sollen zukünftig für die Stärkung der Eigenkapitaldecke der städtischen Wohnungsbaugesellschaften eingesetzt werden. 

Über eine Neuausrichtung der Liegenschaftspolitik des Landes soll es den städtischen Wohnungsbaugesellschaften ermöglicht werden, Wohnungen neu zu bauen. Der Erwerb von landeseigenen Grundstücken soll für die städtischen Wohnungsbaugesellschaften auch über Erbpachtverträge möglich sein. Darüber hinaus ist zu prüfen, ob dies über niedrige Zinskonditionen möglich ist. 

Der Wegfall der Anschlussförderung für 28.000 Wohnungen im so genannten Sozialen Wohnungsbau hat dazu geführt, dass zunehmend einerseits in Teilen der Innenstadt die Kostenmiete als Verdrängungsinstrument eingesetzt wird und andererseits die Insolvenzen privater Wohnungsgesellschaften steigen. Dem wollen wir eine Insolvenzstrategie zur Übernahme ehemals öffentlich geförderter Sozialwohnungen in den kommunalen Bestand entgegensetzen. Zudem soll geprüft werden, ob die Kostenmieten, die derzeit erhoben werden, tatsächlich auf einer rechtlichen Grundlage stehen.

Es soll geprüft werden, wie die Berliner Wohnungsbestände der Berliner Immobilien Holding (BIH) wohnungspolitisch eingesetzt (und einzelne Wohnungsbestände durch städtische Wohnungsbaugesellschaften übernommen) werden können. 

Die Linksfraktion spricht sich dafür aus, dass zukünftig auch private Investoren z.B. in Fördergebieten nach besonderem Städtebaurecht oder bei Erwerb von städtischen  Grundstücken aus dem Liegenschaftsfonds über Kooperationsvereinbarungen verpflichtet werden können, einen bestimmten Anteil an Wohnungen befristet mit Mietpreis- und Belegungsbindung zu versehen.

( Ein wichtiger Punkt für die Mietenentwicklung sind die ambitionierten Vorhaben des Landes zum Klimaschutz. Mieterschutz und Klimaschutz gehören für uns untrennbar zusammen. Hier wurden durch die Umweltsenatorin Katrin Lompscher weitere Maßnahmen vorgeschlagen, mit denen Berlin z.B. die energetische Sanierung fördern kann, ohne Mieterinnen und Mieter zusätzlich zu belasten. 

( Großes Augenmerk richteten die Abgeordneten auf die Wohnsituation derer, die von Hartz IV leben müssen. Die bisherige Berliner Regelung für die Erstattung der Kosten der Unterkunft (KdU) ist in letzter Instanz vom Bundessozialgericht gekippt worden. Die Klage eingereicht hatte die damalige großkoalitionäre Bundesregierung, namentlich der frühere Sozialminister und neuer Hamburger Erster Bürgermeister Olaf Scholz (SPD). Durch die umfassende Berücksichtigung vielfältiger und vielschichtiger Faktoren soll die von Sozialstaatssekretär Rainer-Maria Fritsch (DIE LINKE) vorgestellte Neuregelung einerseits die vom Gericht geforderte Rechtssicherheit garantieren und andererseits zugleich weitestgehend sicherstellen, dass Menschen, die auf Leistungen des Staats angewiesen sind, nicht aus ihrem Wohnumfeld gerissen werden und die soziale Mischung in den verschiedenen Quartieren der Stadt erhalten bleibt.

( Die Einführung der Gemeinschaftsschule als Modellversuch ist auf unerwartet große Akzeptanz gestoßen. Das zeigt die Auswertung der ersten Erfahrungen mit den bereits eingeführten Gemeinschaftsschulen in Berlin. Die große Herausforderung der nächsten Jahre besteht in der funktionalen Verstetigung des neuen Schulsystems und seiner Elemente. 

( Zum Abschluss der Klausur kam Wulf Gallert, Spitzenkandidat der LINKEN für die Landtagswahl in Sachsen-Anhalt am 20. März. Er schilderte die massiven strukturellen wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen Probleme im Land, die von der sogenannten großen Koalition nicht nur hingenommen, sondern im Grunde befördert werden. Er unterstrich den Anspruch der LINKEN, stärkste Kraft im Land zu werden, und betonte den großen Wert der von DER LINKEN in Berlin erzielten politischen Ergebnisse. Eine weitere rot-rote Koalition – so das Fazit dieses Tagesordnungspunktes – kann die Kraft der Länder stärken, wichtige Anliegen wie einen öffentlich geförderten Beschäftigungssektor, ein gerechteres Bildungssystem und die Sicherung der öffentlichen Daseinsvorsorge durchzusetzen. 
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